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In vielen Ländern weltweit verfügen Kommunen über Finanzautonomie. 
Sie können autonom Steuern erheben, Ausgaben tätigen oder Kredite 
aufnehmen. Das Recht, sich zu verschulden, birgt jedoch das Risiko, 
zahlungsunfähig zu werden. Insbesondere im Zuge der internationa-
len Finanzkrise 2007/2008 gerieten viele Kommunalhaushalte rund 
um den Globus in finanzielle Schieflagen, auch in Deutschland. Eine 
Möglichkeit, auf kommunale Haushaltskrisen zu reagieren, besteht in 
der Bereitstellung von Entschuldungshilfen. Vor diesem Hintergrund 
diskutiert der vorliegende Beitrag, inwiefern solche bailouts kom-
munaler Schulden ein geeignetes Instrument zur Bekämpfung loka-
ler Haushaltsprobleme sein können. Hierzu werden in einem ersten 
Schritt Vorzüge und Schwachpunkte entsprechender Finanzhilfen aus 
theoretischer Sicht beleuchtet. Anschließend wird die Verbreitung und 
Ausgestaltung von Schuldenhilfen im europäischen Vergleich darge-
stellt. Auf dieser Basis werden Empfehlungen zur Gestaltung kommuna-
ler bailouts abgeleitet.
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Der Umgang mit lokalen Haushaltskri-
sen ist kein auf Deutschland beschränktes 
Problem, sondern ein Phänomen, dem sich 
Staaten europaweit stellen müssen, die 
ihren kommunalen Gebietskörperschaf-
ten finanzielle Autonomierechte zugeste-
hen.3 Vor diesem Hintergrund untersucht 
der vorliegende Beitrag, inwiefern andere 
Staaten Haushaltsnotlagen auf kommu-
naler Ebene durch die Vergabe von Schul-
denhilfen adressieren. Dabei soll evaluiert 
werden, ob Schuldenhilfen ein geeignetes 
Instrument zur Bekämpfung kommunaler 
Haushaltsprobleme sein können und wie 
diese ausgestaltet sein müssen, um sowohl 
wirksam zu sein als auch Fehlanreize ver-
meiden zu können.

Der Aufsatz ist wie folgt aufgebaut. 
Im nächsten Kapitel werden aus theore-
tischer Perspektive Vor- und Nachteile 
kommunaler Schuldenhilfen diskutiert. 
Anschließend werden kurz die Erfahrun-
gen der deutschen Länder mit entspre-
chenden Finanzhilfen präsentiert, bevor 
die Praxis in anderen EU-Ländern kurso-
risch dargestellt wird. Daran anknüpfend 
wird etwas ausführlicher das Fallbeispiel 
Niederlande erläutert, welches als best-
practice-Beispiel für ein funktionierendes 
bailout-System auf kommunaler Ebene 
angesehen werden kann. Auf dieser Basis 
wird abschließend gefragt, was man aus 
den internationalen Erfahrungen lernen 
kann, insbesondere wie Schuldenhilfen 

notlagen sind daher in manchen Regio-
nen der Bundesrepublik kein unbekanntes 
Phänomen mehr. Eine Reaktionsmöglich-
keit auf solche Haushaltskrisen besteht 
in der Bereitstellung von Schuldenhilfen. 
Diesen Weg schlug die Mehrzahl der deut-
schen Bundesländer im Nachgang der 
Weltfinanzkrise ein.1 Seit Mitte des ver-
gangenen Jahres rückten entsprechende 
Finanzhilfen an die Kommunen auch auf 
die bundespolitische Agenda, nachdem 
die Bundesregierung am 10. Juli 2019 im 
Rahmen der föderalen Kommission zur 
Schaffung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse eine anteilige Übernahme kommu-
naler Kassenkredite ankündigte. Während 
dieser Schritt von manchen Ökonomen 
als notwendige Maßnahme zur Unterstüt-
zung finanz- und strukturschwacher Städ-
te begrüßt wurde, warnten andere vor den 
damit verbundenen Risiken und Fehlan-
reizen.2

 1   Stolzenberg/Heinelt 2013; Person/Geißler 2020. 

 2   Greive 2019, S. 8. 

 3   Canuto/Liu 2013; Rodden/Eskeland/Litvack 2003. 
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Einleitung

Seit Jahrzehnten kämpfen viele deutsche 
Städte und Gemeinden mit erheblichen 
Haushaltsproblemen. Als Konsequenz 
türmten sie immer größere Berge an Kas-
senkrediten auf. Insbesondere nach der 
globalen Finanzkrise verschärfte sich die 
finanzielle Lage dieser Kommunen noch-
mals spürbar, manche gerieten gar an die 
Grenze der Zahlungsfähigkeit. Haushalts-
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ausgestaltet sein müssen, damit sie in der 
Praxis funktionieren.  

Argumente für oder gegen eine 
kommunale Entschuldung

Schuldenhilfen, im angelsächsischen 
Schrifttum auch unter dem Terminus 
bailouts geläufig, werden allgemein als 
Bereitstellung außergewöhnlicher Finanz-
zuweisungen durch eine übergeordnete 
Regierungsinstanz definiert, die notwen-
dig sind, um auf eine unmittelbare Haus-
haltsnotlage einer Kommune zu reagieren. 
Entsprechende Haushaltskrisen werden 
durch suboptimale Haushaltsentscheidun-
gen kommunaler Gebietskörperschaften 
hervorgerufen, da diese in der Praxis einer 

weichen Budgetbeschränkung4 unterlie-
gen. Diese Definition führt somit die fi-
nanzielle Schieflage auf eine endogene Ur-
sache, das autonome haushaltspolitische 
Gebaren einer Kommune, zurück. Nicht 
erfasst von dieser Begriffsbestimmung 
sind Konstellationen, in denen der Kom-
munalhaushalt durch gemeindeexogene 
Ursachen (z.B. eine Naturkatastrophe) 
aus dem Gleichgewicht gerät.5 Bei diesen 
Entschuldungsmaßnahmen handelt es sich 
daher um diskretionäre Entscheidungen 
höherer Regierungsebenen, die eine Kom-
mune mit zusätzlichen Finanzmitteln ver-
sorgen, damit diese in der Lage ist, auch 
in einer schwierigen Finanzsituation ihren 
gesetzlichen Verpflichtungen nachzukom-
men.6 

Die Bereitstellung von Schuldenhilfen 
an Kommunen, die sich in einer finan-
ziellen Notlage befinden, stellt für diese 
eine wichtige Grundsatzentscheidung dar, 

die über deren Wohl und Wehe entschei-
det. Daher wird in der ökonomischen 
Fachliteratur intensiv erörtert, welche 
Argumente für oder gegen bailouts spre-
chen.7 Befürworter argumentieren, dass 
eine Entschuldung finanziell angeschla-
gener Kommunen erforderlich sei, um 
die Aufrechterhaltung des kommunalen 
Leistungsangebotes zu garantieren, auch 
wenn sich der Kommunalhaushalt in einer 
erheblichen Schieflage befindet. Essenti-
elle öffentliche Leistungen sollen nicht 
dem Spardruck zum Opfer fallen.8 Hier-
bei dürften entsprechende Finanzhilfen 
umso wahrscheinlicher sein, je wichtiger 
aus Sicht der öffentlichen Meinung die 
Aufgaben sind, die eine Gebietskörper-
schaft wahrnimmt (too-sensitive-to-fail-

Hypothese).9 In diesem Zusammenhang 
wird angenommen, dass größere Städte 
mit einer höheren Wahrscheinlichkeit 
von einem bailout profitieren dürften, 
da sie häufig zentralörtliche Leistungen 
für ihre Umlandgemeinden bereitstellen. 
Folglich würde eine Zahlungsunfähigkeit 
dieser Kommunen einen massiven Rück-
bau öffentlicher Leistungen bedingen. 
Von diesem wären nicht nur die Bürger 
des zentralen Ortes, sondern des gesamten 
Verflechtungsbereiches betroffen (too-big-
to-fail-Hypothese).10

Darüber hinaus besteht die Gefahr, 
dass ein kommunaler Zahlungsausfall zu 
fiskalischen Ansteckungseffekten führen 
könnte und die Kreditrefinanzierungskos-
ten der übrigen Gemeinden ansteigen. Da 
die Kreditgeber weitere Zahlungsausfälle 
erwarten müssten, würden sie die Boni-
tät der kommunalen Schuldner schlechter 
einschätzen und höhere Kreditzinsen als 

Risikoprämie fordern. Die Vergabe von 
Schuldenhilfen trägt dazu bei, entspre-
chende negative fiskalische Externalitäten 
zu vermeiden.11

Ein weiterer Rechtfertigungsgrund zu-
gunsten eines bailouts wird darin gesehen, 
dass Kommunen oftmals nur begrenzte 
finanzielle Autonomie besitzen. Sie kön-
nen ihre Einnahmesituation häufig kaum 
eigenständig an ihre Ausgabenbedarfe 
anpassen. Unter diesen Bedingungen er-
scheint es daher nicht gerechtfertigt, sie 
für ihre finanzielle Lage verantwortlich zu 
machen.12

Des Weiteren wird argumentiert, dass 
Regierungen in der Pflicht stehen, Eigen-
tumsrechte zu achten und Vertragssicher-
heit zu gewährleisten. Vor diesem Hin-
tergrund tragen sie Verantwortung dafür, 
die Gläubiger bei der Durchsetzung ihrer 
Ansprüche aus Kreditverträgen gegenüber 
zahlungsunfähigen kommunalen Schuld-
nern zu unterstützen. Sollten sie sich hier-
zu nicht in der Lage sehen, erscheint es le-
gitim, wenn übergeordnete Regierungsin-
stanzen die vertraglichen Verpflichtungen 
der Kommunen übernehmen.13

Schließlich werden auch politische 
Gründe für bailouts diskutiert. Die Ver-
gabe von Schuldenhilfen erscheint als po-
litisch zweckmäßig, wenn die betroffene 
Gebietskörperschaft groß ist und viele 
Wähler die Auswirkungen einer kom-
munalen Zahlungsunfähigkeit spüren 
würden (too-big-to-fail-Hypothese). Ein 
bailout kann auch dann politisch oppor-

 4   Darunter versteht man eine Situation, in der ein 
Akteur (der Agent) erwartet, dass er bei Vorliegen 
einer schwierigen Haushaltssituation von ei-
nem anderen Akteur (dem Prinzipal) finanzi-
ell unterstützt wird. Folglich besitzt der Agent 
keine Anreize zu einer verantwortungsvollen 
Haushaltspolitik. Vgl. Pettersson-Lidbom 2010, S. 
154. 

 5   Wildasin 2004, S. 253. 

 6 Baskaran 2017, S. 211; Rodden/Eskeland/Litvack 
2003, S. 8. 

 7   Siehe zum Folgenden auch Person/Geißler 2020. 

 8   Rodden 2002, S. 671. 

 9 Von Hagen et al. 2000, S. 32. 

 10 Wildasin 1997. 

 11 Seitz 1999, S. 1; Brand 2013, S. 89. 

 12 Rodden/Eskeland/Litvack 2003, S. 11ff. 

 13 Rodden/Eskeland/Litvack 2003, S. 11. 
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»Der Umgang mit lokalen Haushaltskrisen 
ist kein auf Deutschland beschränktes 
Problem, sondern ein Phänomen, dem sich 
Staaten europaweit stellen müssen, die 
ihren kommunalen Gebietskörperschaften 
finanzielle Autonomierechte zugestehen.«
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tun sein, wenn relevante stakeholder be-
troffen wären, z.B. wenn eine Kommune 
politisch eng mit der übergeordneten Re-
gierung verbandelt ist. Bei der politischen 
Kosten-Nutzen-Abwägung sind jedoch 
auch die fiskalischen Kosten einer Ent-
schuldung relevant. Sind diese gering im 
Vergleich zu den politischen Kosten im 
Falle einer Verweigerung, erhöht dies die 
Wahrscheinlichkeit eines bailouts (too-
small-to-fail-Hypothese).14

Allerdings existieren auch gewichtige 
Argumente, die gegen bailouts sprechen, 
bergen diese doch auch beachtliche Risi-
ken. Beispielweise monieren Kritiker, dass 
Entschuldungsmaßnahmen mit erhebli-
chen finanziellen Kosten für die überge-
ordneten Regierungen einhergehen kön-
nen. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
die verschuldete Kommune hinreichend 
groß ist bzw. sich der Kommunalhaushalt 
in einer erheblichen Schieflage befindet.15

Darüber hinaus besteht die Gefahr 
massiver Fehlanreize (moral hazard-Pro-
blematik) auf Seiten der Gläubiger wie 
der Schuldner. Wenn öffentliche Schuldner 
davon ausgehen können, dass sie im Fal-
le einer Haushaltsnotlage durch andere 
Gebietskörperschaften gerettet werden, 
besitzen sie geringere Anreize, eine ver-
antwortungsvolle und sorgsame Haus-
haltswirtschaft zu betreiben.16 Aus Sicht 
der Kommune reduziert die Möglichkeit 
eines bailouts den wahrgenommenen Preis 
der Kreditfinanzierung. Dadurch entste-
hen Anreize, sich zu überschulden.17 Auch 
auf Seiten der Gläubiger ergeben sich 
Fehlanreize. Steht die Möglichkeit eines 
bailouts im Raum, besitzen die Kreditge-
ber geringere Anreize, die Kreditwürdig-
keit der kommunalen Schuldner sorgfältig 
zu prüfen, da sie erwarten können, dass 
die vergebenen Kredite in jedem Fall zu-
rückbezahlt werden. Eine unvorsichtige 
Vergabe risikoreicher Kredite wird somit 
nicht bestraft, sondern letztlich durch die 
Allgemeinheit der Steuerzahler subventio-
niert. Dies verhindert eine effiziente Allo-
kation von Kapital.18 Die Erwartung eines 
bailout stört die ordnungsgemäße Funkti-
onsweise des Kapitalmarktmechanismus, 
da eine Zunahme der Verschuldung keine 
höheren Risikoprämien und Refinanzie-
rungskosten hervorruft. Folglich können 
Kapitalmärkte nicht mehr als effiziente 

Instrumente zur Erzwingung fiskalischer 
Disziplin fungieren.19

Schuldenhilfen in Deutschland – 
die Erfahrungen der Bundesländer

Die kurze Synopse des wissenschaftlichen 
Diskurses zu bailouts verdeutlicht, dass 
vielfältige Argumente für oder gegen eine 
Bereitstellung kommunaler Schuldenhil-
fen existieren. Doch obwohl ernsthafte 
Bedenken gegen entsprechende Entschul-
dungsmaßnahmen bestehen, scheinen in 
der politischen Praxis die Vorzüge höher 
gewichtet zu werden, wie die Erfahrun-
gen der deutschen Bundesländer zeigen. 
Die Bereitstellung von Bedarfszuwei-
sungen im Rahmen des kommunalen Fi-

nanzausgleichs (KFA) stellt seit jeher ein 
etabliertes Instrument der Länder dar, um 
Kommunen in Finanznot zu unterstützen. 
Allerdings war dieses Instrument nur für 
eine begrenzte Anzahl von Fällen konzi-
piert und kam angesichts der Ausbreitung 
kommunaler Haushaltsprobleme in Fol-
ge der Wiedervereinigung und steigender 
Fallzahlen zusehends an seine Grenzen. 
Der Gesamtumfang der Bedarfszuwei-
sungen stellte sich als zu gering heraus, 
um der wachsenden Anzahl betroffener 
Gemeinden gerecht zu werden und ihnen 
eine effektive Unterstützung zu gewähren. 
Die Länder reagierten mit einer Verschär-
fung der Empfangsauflagen und immer 
kleineren Zuteilungen, mussten jedoch 
zunehmend einsehen, dass punktuelle Be-
darfszuweisungen nicht ausreichten, um 
flächendeckende Haushaltsprobleme in 
einzelnen Regionen zu lösen. 20

Als Reaktion auf die massive Ver-
schlechterung der kommunalen Haus-

haltslage nach der internationalen Fi-
nanzkrise schlug die Mehrzahl der Länder 
einen neuen Weg ein und entwickelte spe-
zielle, zeitlich befristete Entschuldungs-
programme, die als einmalige Sonderhilfe 
gedacht waren.21 Deren Ausgestaltung 
in Bezug auf Zielsetzung, Volumen und 
Reichweite divergierte zwischen den Län-
dern erheblich, je nach fiskalischem Prob-
lemdruck, dem daraus abgeleiteten Hand-
lungsbedarf sowie den finanziellen Hand-
lungsspielräumen des Landeshaushalts. 
Während sich manche Länder auf die Sta-
bilisierung der Kommunalhaushalte kon-
zentrierten und Zuweisungen zum Haus-
haltsausgleich (Stabilisierungs- / Konsoli-
dierungshilfen) oder Zinshilfen vergaben, 
fokussierten sich andere auf den Abbau 

von Schulden und vergaben Tilgungshil-
fen oder übernahmen einen Teil der kom-
munalen Kredite. Dabei handelte es sich 
jedoch stets um eine konditionale Unter-
stützung, d.h. die Schuldenhilfen wurden 
an Auflagen gekoppelt, um potentiellen 
Anreizproblematiken zu begegnen. Bei-
spielsweise mussten sich die Empfänger 
verpflichten, Konsolidierungsmaßnahmen 
umzusetzen und ihre Haushalte struktu-
rell zu konsolidieren. Im Falle einer parti-
ellen Übernahme von Krediten durch das 

»Die Bereitstellung von Schuldenhilfen an 
Kommunen, die sich in einer finanziellen 
Notlage befinden, stellt für diese eine 
wichtige Grundsatzentscheidung dar, die 
über deren Wohl und Wehe entscheidet. «

94 VM 2/2020

 14 Brand 2013, S. 90; Rodden/Eskeland/Litvack 2003, 
S. 16. 

 15 Brand 2013, S. 90. 

 16 Seitz 1999, S. 1. 

 17 Inman 2003, S. 36-37. 

 18 Brand 2013, S. 89. 

 19 Canuto/Liu 2013, S. 4. 

 20 Geißler 2009, S. 51ff. 

 21 Stolzenberg/Heinelt 2013. 
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Land müssen sich die Kommunen an der 
Rückzahlung der umgeschuldeten Kredite 
durch Entrichtung jährlicher Annuitäten 
beteiligen. Einzelne Länder machten auch 
Gemeindegebietsreformen zur Vorausset-
zung für den Empfang der Hilfen. Paral-
lel wurde die Haushaltskontrolle durch 
die Aufsichtsbehörden intensiviert, um 
die Umsetzung des Konsolidierungskurses 
besser überwachen und im Zweifel durch 
Intervention von außen auch gegen Wi-
derstände durchsetzen zu können.22 Alles 
in allem versuchte man, durch möglichst 
unattraktive Bedingungen dafür zu sor-
gen, dass die Inanspruchnahme der Schul-
denhilfen für die Empfänger schmerzhaft 
war. Dadurch sollte ein Abschreckungsef-
fekt erzeugt und die Kommunen dazu ge-
bracht werden, in Zukunft eine sorgsame 
Haushaltspolitik zu betreiben und sich 
nicht leichtfertig erneut in eine entspre-
chende Lage zu bringen.23

Grundsätzlich führten die Program-
me zu einer rigorosen Austeritätspolitik, 
die durchaus Früchte trug. So konnten in 
vielen teilnehmenden Kommunen Haus-
haltsdefizite abgebaut und ein Anstieg der 
Kassenkredite gestoppt werden. Allerdings 
wurden diese budgetären Erfolge teuer 
erkauft. Die Sparmaßnahmen betrafen 
überproportional die Investitionsausga-
ben, wodurch sich der Rückstand bei den 
Investitionen zu den übrigen Kommu-
nen weiter vergrößerte.24 Auch die Steu-
erbelastung der Bürger im Rahmen der 
Grundsteuer stieg erheblich an.25 Beide 
Trends wirken sich negativ auf die lang-
fristigen Entwicklungschancen der betrof-
fenen Kommunen aus. Noch gravierender 
ist jedoch, dass die Entwicklungsdynamik 
bei den Sozialausgaben, eine zentrale Ur-
sache für die kommunalen Haushaltspro-
bleme, durch die Schuldenhilfen nicht ein-
gedämmt wurde.

Neben den fiskalischen Kollateralschä-
den zeigen sich auch negative Begleiter-
scheinungen für die Kommunalpolitik. 
Der Empfang der Schuldenhilfen geht mit 
massiven Einschränkungen lokaler Auto-
nomie einher, da sich die Kommunen zu 
langfristigen Konsolidierungsprozessen 
verpflichten, die ihre zukünftigen Hand-
lungsspielräume erheblich einschränken 
und damit Generationen lokalpolitischer 
Akteure binden, die weder die Haushalts-
krise verursacht haben noch über die 

umzusetzenden Konsolidierungsschrit-
te mitentscheiden konnten. Da die ent-
sprechenden Maßnahmenpakete zudem 
das Ergebnis intransparenter Verhand-
lungsprozesse zwischen Aufsichtsbehör-
den und Kommunalverwaltung waren, 
ist aus Sicht des Wählers unklar, wer die 
Verantwortung trägt. Dies erschwert die 
Verantwortungszuschreibung und unter-

miniert die demokratische Legitimation 
dieser Maßnahmen.26 Außerdem drohen 
bei Nichteinhaltung der Vorgaben drako-
nische Strafen bis hin zur Einsetzung eines 
Staatskommissars, welche einen massiven 
Eingriff in die kommunale Selbstverwal-
tung darstellen.27

Kommunale Schuldenhilfen im 
europäischen Vergleich

Mit dem eingeschlagenen neuen Kurs 
stellt Deutschland international jedoch 
keinen Sonderfall dar. Wie Tabelle 1 ver-
deutlicht, sieht die Mehrzahl der analy-
sierten Länder (17 von 21) die Bereit-
stellung von Schuldenhilfen an finanziell 
angeschlagene Kommunen vor. Lediglich 
für vier Staaten (England, Irland, Schweiz 
und Slowenien) ließen sich entsprechen-
de Instrumente nicht nachweisen.28 Zwar 
postulieren die Rechtsordnungen der be-
trachteten Länder üblicherweise keine 
formale bailout-Verpflichtung überge-
ordneter Regierungsinstanzen. Allerdings 
wird implizit davon ausgegangen, dass sie 
Kommunen in finanzieller Not durch dis-
kretionäre Finanzhilfen unterstützen und 
gegebenenfalls einen Teil ihrer Kredite 
übernehmen. Diese Unterstützungsmaß-
nahmen erfolgen i.d.R. als konditionale 

bailouts und sind somit an Auflagen ge-
knüpft.

Die Ausgestaltung kommunaler Schul-
denhilfen variiert zwischen den Staaten je-
doch erheblich, wie Tabelle 2 verdeutlicht. 
In Bezug auf die Rechtsgrundlagen zeigt 
sich, dass in manchen Staaten die Bereit-
stellung von Schuldenhilfen ohne spezial-

gesetzliche Normierung erfolgt. Vielmehr 
handelt es sich bei ihnen um diskretionäre 
Politikmaßnahmen auf Basis des Haus-
haltsplans, die eine schnelle Reaktion auf 
individuelle Bedarfslagen und plötzlich 
auftretende Haushaltskrisen ermöglichen 
sollen. Andere Staaten regeln Schuldenhil-
fen im Rahmen des etablierten Finanzaus-
gleichsrechts oder dem allgemeinen Haus-
halts- und Aufsichtsrecht. Hierbei stellen 
diese Finanzhilfen ein potentielles Element 
gesetzlich vorgeschriebener Haushaltssa-
nierungsverfahren dar, wenn Kommunen 
die Vorgaben des Gemeindehaushalts-
rechts verletzen. In Einzelfällen legen die 
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 22 Zur Anpassung der Aufsichtsstrukturen und –pro-
zesse im Rahmen der Entschuldungsprogramme, 
siehe Person/Zabler 2017; Zabler/Person/Ebinger 
2016. 

 23 Person/Geißler 2020. 

 24 Boettcher et al. 2018, S. 595-596. 

 25 Rappen 2017, S. 27-28. 

 26 Stolzenberg/Heinelt 2013, S. 473. 

 27 Holtkamp/Fuhrmann 2014. 

 28 Die Schweiz stellt einen Sonderfall dar, da die 
kantonalen Finanzausgleichsgesetze einen 
Härtefallausgleich vorsehen. Demnach kön-
nen Kommunen in einer Haushaltsnotlage 
Bedarfszuweisungen erhalten, allerdings nur, 
wenn die Haushaltsprobleme durch exogene 
Ursachen hervorgerufen wurden.  

»Als Reaktion auf die massive 
Verschlechterung der kommunalen 
Haushaltslage nach der internationalen 
Finanzkrise schlug die Mehrzahl der 
Länder einen neuen Weg ein und 
entwickelte spezielle, zeitlich befristete 
Entschuldungsprogramme, die als 
einmalige Sonderhilfe gedacht waren.«
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Staaten auch spezielle, temporäre Son-
derprogramme mit einer spezifischen ge-
setzlichen Grundlage auf (analog zu den 
Entschuldungsprogrammen der deutschen 
Bundesländer). Dadurch sollen zeitlich be-
grenzte, aber flächendeckend auftretende 
Haushaltsprobleme auf der kommunalen 
Ebene adressiert werden. Schuldenhilfen 
können somit entweder diskretionäre ad 
hoc-Maßnahmen, befristete Aktionspro-
gramme oder dauerhafte Instrumente des 
Haushalts- und Finanzausgleichsrechts 
darstellen, die entweder lediglich auf spe-
zifische Einzelfälle oder eine größere An-
zahl von Kommunen angewendet werden.

Im folgenden werden die Länder, sowie 
die Ausgestaltung der  jeweiligen Schul-
denhilfen dargestellt:

  Belgien: In der Region Brüssel kön-
nen Gemeinden zur Überwindung von 
Haushaltskrisen Finanzhilfen aus ei-
nem Sonderfonds beantragen. In Wal-
lonien können finanziell angeschlagene 
Kommunen spezielle Zuweisungen be-
antragen, um den Haushaltsausgleich 
und die fristgerechte Rückzahlung von 
Krediten sicherzustellen. Im Gegenzug 
wird die Möglichkeit der Kreditauf-
nahme eingeschränkt und die Haus-
haltsüberwachung intensiviert. Zudem 
ist ein Sanierungsplan umzusetzen.

  Bulgarien: Bis 2014 Regelung durch 
Erlass: Kriterien und Konditionen von 
Schuldenhilfen wurden jährlich durch 
Ministerrat festgelegt. Seit 2014 Re-
gelung durch Gesetz (Verfahren zur 
Wiederherstellung der finanziellen 
Handlungsfähigkeit): Finanziell ange-
schlagene Kommunen werden einer 
strengen Haushaltsaufsicht unterwor-
fen und müssen einen Sanierungsplan 
umsetzen. Zur Unterstützung können 
sie zinslose Darlehen und Zuweisungen 
erhalten.

  Dänemark: Wenn Kommunen haus-
haltsrechtliche Vorgaben verletzen, 
werden sie einer strikten Haushalts-
überwachung unterworfen. Während 
dieses Verfahrens sind sie temporär von 
der Haushaltsausgleichspflicht befreit, 
müssen jedoch Konsolidierungsmaß-
nahmen umsetzen. Zur Unterstützung 
können sie von der Regierung Zuwei-
sungen erhalten. Neben diesem for-
malen Verfahren gab es einen adhoc 
bailout (Gemeinde Farum).

  Estland: Im Falle einer Haushaltskri-
se können Kommunen Schuldenhilfen 
beantragen. Hierbei müssen sie einen 
Sanierungsplan erstellen, der von einer 
Kommission begutachtet wird. Erst 
nach der Genehmigung werden Schul-
denhilfen vergeben. Die Bewilligung 
erfolgt auf Einzelfallbasis und ad hoc.  

  Finnland: Finanziell angeschlagene 
Kommunen können bei der Regierung 
Schuldenhilfen beantragen. Diese sind 
an Auflagen geknüpft (z.B. Steuerer-
höhungen, Ausgabekürzungen, Veräu-
ßerung von Vermögen, Gemeindefusi-
onen). 

  Frankreich: Kein offizieller bailout-
Mechanismus. Im Jahr 2016 fand al-
lerdings ein ad hoc bailout statt: die 
Regierung gewährte einigen Depar-
tements, die sich am Rande der Zah-
lungsunfähigkeit befanden, Schulden-
hilfen. Die Aufteilung der Mittel er-
folgte nach Bedürftigkeitskriterien, die 
Bewilligung oblag dem Präfekten. Die 
Finanzhilfen waren an keine Bedingun-
gen geknüpft.

  Griechenland: Während der Staats-
schulden-Krise ab 2010 wurde ein 
bailout-Programm für überschuldete 
Kommunen aufgelegt. Die Regierung 
übernahm ausstehende kommunale 
Schulden. Im Gegenzug verpflichteten 
sich die Kommunen zur Umsetzung ei-
ner strikten Haushaltskonsolidierung 
und zukünftig zur fristgerechten Be-
dienung sämtlicher Verbindlichkeiten. 
Parallel wurde die Haushaltsaufsicht 
verschärft (Budgetvorgaben, Berichts-
pflichten, strikte Umsetzungspläne, 
weitergehende Kontrollrechte).

  Italien: In Italien gab es wiederholt ad 
hoc bailouts. Beispielsweise übernahm 
die Zentralregierung Ende der 1970er 
im Zuge eines umfassenden bailouts 
kommunale Schulden und erhöhte 
gleichzeitig die regulären Zuweisun-
gen. Im Gegenzug wurden Kommunen 
strengeren Fiskalregeln unterworfen. 
Auch in der Folgezeit gab es mehrmals 
Rettungsmaßnahmen für einzelne Städ-
te (z.B. Rom, Catania). Zwischen 2013 
und 2015 erfolgte eine umfassende 
Restrukturierung kommunaler Schul-
den. Kommunen erhielten von der 
Regierung Darlehen, um ausstehende 
Schulden beim privaten Sektor zurück-
zuzahlen. Aufgrund der längeren Rück-
zahlungsdauer und dem günstigeren 
Zinssatz reduzierten sich die Zinsbelas-
tungen der Kommunen erheblich. Die 
Maßnahme erfolgte ohne Auflagen.

  Österreich: Kommunen in einer Haus-
haltskrise können Bedarfszuweisungen 
zum Haushaltsausgleich erhalten. Die-
se sind an Konsolidierungspflichten 
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geknüpft. Die Entscheidung erfolgt ein-
zelfallbezogen. 

  Polen: Seit 1999 stellt die Regierung 
einen Fonds bereit, aus dem Bedarfs-
zuweisungen zum Haushaltsausgleich 
vergeben werden können. Auflagen 
sind möglich und werden gemeindein-
dividuell festgelegt. Die Entscheidung 
erfolgt einzelfallbezogen.   

  Portugal: Bis 2013: Keine kohärente 
Regelung für den Umgang mit kom-
munalen Haushaltskrisen. Vielmehr 
wurden fallweise Sanierungspläne für 
einzelne Kommunen entwickelt. Die-
se konnten in Einzelfällen mit bailouts 
einhergehen. Seit 2013: Das Gemeinde-
finanzgesetz postuliert eine no-bailout-
Klausel. Folglich ist die Zentralregie-
rung nicht für kommunale Schulden 
haftbar. Das Gesetz sieht allerdings vor, 
dass finanziell angeschlagene Kommu-
nen in ein Sanierungsverfahren ein-
treten können. Dabei ist der Empfang 
zusätzlicher Finanzmittel zur Unter-
stützung des Konsolidierungskurses 
möglich. Diese sind jedoch an Konso-
lidierungsauflagen und eine strengere 
Haushaltsüberwachung gekoppelt. 

  Schweden: Kein formaler bailout-Me-
chanismus, allerdings fallweise diskre-
tionäre Bereitstellung von Schuldenhil-
fen, wenn Kommunen aufgrund exo-
gener Schocks (z.B. Wirtschaftskrisen, 
Finanzprobleme kommunaler Unter-
nehmen) in Haushaltsnotlage gerieten. 
Schuldenhilfen waren an Umsetzung 
von Sanierungsplänen gekoppelt (z.B. 
Abgabenerhöhung, Ausgabenkürzung, 
Veräußerung von Vermögenswerten). 
Ein Rechtsanspruch existiert nicht. 
Außerdem gab es anlassbezogen struk-
turierte bailout-Programme, z.B. nach 
der Einführung der Pflicht zur Vorla-
ge ausgeglichener Haushalte oder dem 
Platzen der Immobilienblase Anfang 
der 1990er. Der Empfang der Schul-
denhilfen war an die Umsetzung von 
Sanierungsplänen und eine striktere 
Haushaltskontrolle geknüpft.  

  Spanien: Seit 2012 existiert eine no-
bailout-Klausel, so dass die Zentralre-
gierung nicht für die Schulden subna-
tionaler Gebietskörperschaften haftet. 
Im Falle einer Haushaltsnotlage ist die 
Bereitstellung von Schuldenhilfen mög-
lich. Diese sind an die Umsetzung eines 
Sanierungsplans gekoppelt, der klar 
vorgibt, wann welche Maßnahmen 

Person, Schuldenhilfen als Instrument zur Bekämpfung kommunaler Haushaltsprobleme – ein europaweiter Vergleich

umzusetzen sind und wie die Umset-
zung zu kontrollieren ist. Die Kommu-
ne muss regelmäßig über die Umset-
zung berichten und wird einer stren-
geren Haushaltskontrolle unterworfen. 
Die Auszahlung der Schuldenhilfe er-
folgt in Raten, Verstöße gegen den Sa-
nierungsplan werden konsequent sank-
tioniert.

  Tschechien: Kein formaler bailout-
Mechanismus. Dennoch gab es ver-
einzelt Fälle kommunaler bailouts, die 
diskretionär bewilligt wurden. Am be-
kanntesten ist der Fall der Gemeinde 
Rokytnice, deren Schulden von einer 
staatlichen Behörde übernommen wur-
den. Im Gegenzug verpflichtete sich 
die Kommune zur Veräußerung von 
Vermögenswerten, um einen Teil der 
Schulden abzutragen. 50% der Schul-
den wurden der Kommune erlassen. 

  Ungarn: Existenz von Bedarfszuwei-
sungen zum Haushaltsausgleich. Sollte 
der Notwendigkeit einer umfassenden 
Schuldenübernahme vorbeugen. Anteil 
der Empfänger stieg zwischen 1993 
und 2013 massiv an (von 5 auf 61%). 
Zwischen 2011 und 2014 übernahm 
die Zentralregierung zur Verhinderung 
von Kommunalinsolvenzen in mehre-
ren Schritten die gesamten Schulden 
der Kommunen. Dieser ad hoc bailout 
war an keine Auflagen gebunden. Pa-
rallel erfolgte eine umfassende Zent-
ralisierung, ein Großteil kommunaler 
Aufgaben fiel in den Kompetenzbereich 
der Zentralregierung. Außerdem wurde 
die Haushaltsautonomie erheblich ein-
geschränkt und die Kommunen dauer-
haft einer strikten Haushaltskontrolle 
unterworfen.

Wie die Rechtsgrundlagen können auch 
die konkreten Ursachen für die Verga-
be von Schuldenhilfen vielfältiger Natur 
sein. In manchen Fällen stellen sie eine 
Reaktion auf umfassende ökonomische 
Krisen dar, die sich flächendeckend ne-
gativ auf die kommunale Haushaltslage 
auswirken wie beispielsweise das Platzen 
der Immobilienblase in Schweden Anfang 
der 1990er oder die globale Finanzkri-
se 2007/2008. In anderen Fällen sollen 
sie den Kommunen den Umstieg auf ein 
neues Regulierungssystem erleichtern 
oder schnelle Reaktionen auf individuelle 
Haushaltsnotlagen ermöglichen.

Grundsätzlich ermöglicht die Verga-
be von Schuldenhilfen die Verfolgung di-
verser Ziele. Entsprechende Finanzhilfen 
können dazu genutzt werden, den Haus-
haltskonsolidierungsprozess zu unterstüt-
zen und den Kommunen zu helfen, den 
Haushaltsausgleich wiederherzustellen, sie 
gezielt bei den Zinsausgaben zu entlasten 
oder ihre Schuldenlast zu reduzieren. Je 
nach Zielsetzung finden unterschiedliche 
Instrumente Anwendung: Zuweisungen 
zum Haushaltsausgleich, Zuweisungen 
für den Zinsdienst, niedrig verzinste oder 
zinsfreie Darlehen, Garantien und Bürg-
schaften für Kredite, Tilgungshilfen, Um-
schuldungen / Restrukturierungen von 
Krediten oder die (partielle) Übernahme 
von Schulden.

Die Anspruchsberechtigung ist eben-
falls zwischen den Ländern recht unter-
schiedlich ausgestaltet. Während sich 
in manchen Ländern der Anspruch auf 
Schuldenhilfen aus der Verletzung haus-
haltrechtlicher Vorgaben (z.B. Haushalts-
ausgleichsgebot, Grenzwerte für spezi-
fische Kreditkategorien) ergibt, nutzen 
andere Staaten ausgeklügelte fiskalische 
Kennzahlensysteme, die nicht nur die 
haushaltsrechtlichen Vorgaben berück-
sichtigen, sondern weitere einnahme- und 
ausgabeorientierte Kennziffern mitein-
beziehen. Des Weiteren lassen sich Un-
terschiede feststellen, ob Schuldenhilfen 
automatisch oder auf Antrag gewährt 
werden bzw. ob die Inanspruchnahme 
freiwillig erfolgt oder ob einzelne Kom-
munen dazu verpflichtet werden können.

Schließlich kann man auch beobach-
ten, dass Schuldenhilfen meist mit spezi-
fischen Auflagen verknüpft werden. Da-
durch sollen Fehlanreize durch die Exis-
tenz bzw. die konkrete Inanspruchnahme 
solcher Finanzhilfen vermieden werden. 
So werden Entschuldungsmaßnahmen 
oftmals an die Pflicht zur Ausarbeitung 
und Durchführung eines Haushaltskon-
solidierungsprogramms bzw. die Umset-
zung von Konsolidierungsmaßnahmen 
(z.B. Steuererhöhungen, Ausgabekürzun-
gen, Veräußerung von Vermögenswerten) 
geknüpft. Zudem werden die Empfänger 
entsprechender Finanzhilfen häufig einer 
strikten Haushaltsaufsicht unterworfen 
und unterliegen strengeren Berichts- und 
Kontrollpflichten. Vereinzelt werden 
Kommunen auch zu Gebietsreformen ge-
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zwungen. Diese Auflagen dienen in erster 
Linie dazu, einen Abschreckungseffekt 
zu generieren, um eine leichtfertige Inan-
spruchnahme zu verhindern. Gleichzeitig 
sollen Kommunen dazu gebracht werden, 
eine verantwortungsbewusste, nachhaltige 
Haushaltswirtschaft zu betreiben.

Das institutionalisierte Bailout-
System der Niederlande – ein 
best-practice-Beispiel

Ein besonders interessantes Fallbeispiel 
stellen die Niederlande dar, da es ihnen 
offensichtlich gelingt, die mit der Vergabe 
von Schuldenhilfen einhergehenden An-
reizproblematiken erfolgreich in den Griff 
zu bekommen.29 In den Niederlanden 
existiert seit vielen Jahren ein institutio-
nalisiertes bailout-Verfahren. Kommunen, 
die sich in einer Haushaltsnotlage befin-
den, weil sie trotz der Festsetzung hinrei-
chend hoher Steuersätze dauerhaft nicht 
genügend Einnahmen generieren, um ihre 
notwendigen Ausgaben zu bestreiten, 
können bei der Zentralregierung Schul-

denhilfen beantragen, um ihre Haushalts-
probleme zu überwinden. Die entspre-
chenden Finanzhilfen werden vorab jenem 
Fonds entnommen, aus dem allgemeine 
Zuweisungen an die Kommunen geleis-
tet werden. Ein bailout reduziert somit 
die Finanzmasse, die für Fiskaltransfers 
an die Gemeinden zur Verfügung steht, 
so dass de facto die anderen Kommunen, 
nicht die übergeordneten Regierungsin-
stanzen, die Kosten des bailouts tragen. 
Grundsätzlich müssen die Schuldenhilfen 
auch nicht zurückgezahlt werden. Aller-
dings existieren zwei Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme dieser Unter-

stützungsleistungen. Erstens müssen die 
betroffenen Kommunen über hinreichend 
hohe, über dem Nivellierungshebesatz des 
KFA liegende Steuersätze verfügen, d.h. 
ihre schwierige Finanzsituation darf nicht 
durch eine defizitäre, wenig ambitionier-
te Einnahmepolitik bedingt sein. Zwei-
tens dürfen die Haushaltsprobleme nicht 
durch fiskalisches Fehlverhalten, mithin 
unverantwortliche, riskante Haushalts-
entscheidungen verursacht worden sein. 
Ist letzteres der Fall, kann die Kommune 
nicht auf die interkommunale Solidarität 
pochen und erhält keine Schuldenhilfen, 
sondern allenfalls einen Kredit der Zent-
ralregierung, der jedoch wieder zurückzu-
zahlen ist.30 Ob eine Kommune Schulden-
hilfen erhält, entscheidet die Zentralre-
gierung, wobei sie die Empfehlungen der 
verantwortlichen Provinzregierung, von 
Spezialisten aus dem Innenministerium 
sowie einem unabhängigen Fiskalrat be-
rücksichtigt.

Auf den ersten Blick sollte man mei-
nen, dass ein institutionalisiertes bailout-

System die Gefahr massiver Fehlanreize 
bergen sollte. Allerdings scheint dies in 
den Niederlanden nicht der Fall zu sein. 
Bailouts sind seltene Ereignisse, die ge-
währten Summen insgesamt überschau-
bar. Während 1967 noch 15% der Kom-
munen von einem bailout profitierten, lag 
die Zahl der Empfänger zwischen 1998 
und 2014 nur noch bei zehn Kommunen. 
Seit 2014 ließen sich nur zwei Fälle beob-
achten. Dies wirft die Frage auf, warum 
sich in der Realität die von der ökonomi-
schen Fachliteratur prognostizierten mo-
ral-hazard-Probleme nicht einstellten und 

wie sich diese offensichtliche Anomalie 
erklären lässt. 

Der Schlüssel zum Erfolg liegt in der 
konkreten Ausgestaltung des bailout-
Verfahrens. Wenn eine niederländische 
Kommune einen bailout beantragt, wird 
sie unter fiskalische Zwangsverwaltung 
gestellt und ihre Finanzautonomie tem-
porär stark beschnitten. Das Verfahren 
dauert üblicherweise 3-4 Jahre und wird 
vom Innenministerium überwacht. In die-
ser Zeit darf die Kommune nicht eigen-
ständig über Einnahmen oder Ausgaben 
entscheiden. Insbesondere darf sie keine 
neuen Aufgaben begründen oder zusätzli-
che Maßnahmen ergreifen, die Geld kos-
ten. Auch Abgaben- / Steuersenkungen, 
welche die Einnahmeseite belasten, sind 
nicht ohne weiteres möglich. Ausnahmen 
hiervon müssen explizit von der Zentral-
regierung genehmigt werden. Vielmehr 
verpflichtet sich die Kommune dazu, ei-
nen Konsolidierungsplan zu entwickeln 
und umzusetzen, mithin einem strikten 
Austeritätskurs zu folgen. Hierzu gehö-
ren beispielsweise massive Erhöhungen 
von Gebühren und Steuern, Leistungskür-
zungen oder Einstellungsstopps für neues 
Personal. Das Ergebnis ist eine faktische 
politische Impotenz, da die Lokalpolitiker 
aufgrund des ihnen auferlegten fiskalpoli-
tischen Korsetts weitgehend handlungsun-
fähig sind und keine eigenständigen politi-
schen Gestaltungsspielräume mehr haben. 
Statt eigene politische Akzente setzen und 
ihre politischen Programmatiken umset-
zen zu können, sind sie dazu verdammt, 
den Mangel zu verwalten, zumindest tem-
porär.

Grundsätzlich hat dieses System meh-
rere Vorteile. Die Möglichkeit, Schulden-
hilfen an Kommunen zu vergeben, ge-
währleistet die dauerhafte Bereitstellung 
öffentlicher Leistungen, auch in Zeiten 
einer Haushaltskrise. Gleichzeitig besitzen 
die Gläubiger der kommunalen Schuld-
ner die Gewissheit, dass ihre Kredite mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zurückgezahlt 
werden. Dies führt zu niedrigeren Kre-
ditfinanzierungskosten der kommunalen 

 29  Zum Folgenden siehe insbesondere Allers 2015. 

 30  Raffer 2019, S. 163. 
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»Der Schlüssel zum Erfolg liegt in der 
konkreten Ausgestaltung des bailout- 
Verfahrens. Wenn eine niederländische 
Kommune einen bailout beantragt, wird 
sie unter fiskalische Zwangsverwaltung 
gestellt und ihre Finanzautonomie 
temporär stark beschnitten.«
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Ebene und einer schnellen, unkomplizier-
ten Verfügbarkeit von Krediten, was eine 
effiziente kommunale Haushaltswirtschaft 
ermöglicht. Zudem verhindert die Ausge-
staltung des bailout-Verfahrens Fehlan-
reize auf Seiten der Kommunen. Die Auf-
lagen bei Inanspruchnahme der Schul-
denhilfe sind ausreichend unattraktiv, um 
die Kommunen davon abzuhalten, dass 
System auszunutzen und sich leichtfertig 
zu verschulden. Der mit einem bailout 
verbundene drohende Verlust der finanzi-
ellen Handlungsautonomie entfaltet einen 
hinreichenden Abschreckungseffekt und 

setzt Anreize für eine vorsichtige, sorgsa-
me Haushaltspolitik. Fiskalisch unverant-
wortliche Verhaltensweisen werden somit 
nicht dadurch belohnt, dass eine andere 
öffentliche Gebietskörperschaft die Zeche 
übernimmt.

Lehren aus dem internationalen 
Vergleich                                

Die Vergabe von Schuldenhilfen an Kom-
munen, die sich in einer schwierigen 
Haushaltslage befinden, sind kein deut-
sches Spezifikum, sondern auch interna-
tional eingeübte Praxis. Dabei muss die 
Bereitstellung entsprechender Finanz-
hilfen nicht zwangsläufig zu den in der 
einschlägigen Fachliteratur geäußerten 
Fehlanreizen führen. Der Schlüssel zur 
Vermeidung der üblicherweise mit einem 
bailout in Verbindung gebrachten moral-
hazard- Probleme liegt in der adäquaten 
Ausgestaltung des Verfahrens. Grundsätz-
lich müssen die Voraussetzungen für die 
Inanspruchnahme von Schuldenhilfen aus 

Sicht der potentiellen Empfänger mög-
lichst unattraktiv und schmerzhaft sein, 
um eine leichtfertige Nutzung dieses Ins-
truments zu verhindern. Entsprechende 
Entschuldungsmaßnahmen sollten daher 
nur selektiv bereitgestellt, als einmalige 
Rettungsmaßnahmen konzipiert und an 
strikte Konsolidierungsauflagen gebun-
den werden, die massive Eigenanstren-
gungen der Nutznießer erfordern, wie dies 
im internationalen Kontext üblicherweise 
geschieht. So können die Empfänger von 
Schuldenhilfen beispielsweise im Rahmen 
von Sanierungsplänen dazu verpflichtet 

werden, Leistungen zurückzufahren und 
Ausgaben zu kürzen, Steuern und Gebüh-
ren zu erhöhen, bestimmte Performanz-
Kriterien einzuhalten oder sich Leistungs-
vergleichen und Benchmarking-Prozessen 
zu unterwerfen, um wechselseitiges Ler-
nen und eine effizientere Bereitstellung 
öffentlicher Leistungen zu ermöglichen. 
Zudem sollte stets gewährleistet sein, dass 
die Rettungsmaßnahmen eine ultima ratio 
darstellen, die erst dann Anwendung fin-
det, wenn alle übrigen Möglichkeiten der 
Problemlösung zuvor ausgeschöpft wur-
den. Außerdem ist sicherzustellen, dass die 
Ursachen der Haushaltskrise effektiv ad-
ressiert und einer permanenten Problem-
lösung zugeführt werden.31

Neben der Existenz harter Empfangs-
auflagen scheint auch die Gewährleistung 
einer hohen Transparenz des Verfahrens 
eine wichtige Bedingung für dessen Erfolg 
zu sein. Dies umfasst nicht nur die Festle-
gung klarer Zugangskriterien und die For-
mulierung spezifischer Auflagen im Falle 

der Inanspruchnahme von Schuldenhilfen, 
so dass die Empfänger schon im Vorhin-
ein wissen, unter welchen Bedingungen 
diese Hilfen beantragt werden können 
und mit welchen Konsequenzen dies für 
sie persönlich verbunden ist, was Erwar-
tungssicherheit für alle Beteiligten schafft 
und Ungleichbehandlungen erschwert. 
Sondern auch die Dokumentation und 
strategische Kommunikation entsprechen-
der bailouts gegenüber der Öffentlichkeit, 
wie sie beispielsweise in einigen skandina-
vischen Ländern praktiziert wird. Hierbei 
werden Listen geführt und auch in den 
Medien publiziert, die dokumentieren, 
welche Kommunen Finanzhilfen erhalten 
haben. Das damit einhergehende naming 
und shaming schafft Transparenz in Bezug 
auf fiskalisches Fehlverhalten einzelner 
Kommunen und versetzt die Bürger in die 
Lage, die lokalpolitischen Entscheidungs-
träger bei den nächsten Kommunalwahlen 
für eine schlechte fiskalische Performanz 
ihrer Gemeinde zur Rechenschaft zu zie-
hen und an der Wahlurne abzustrafen. 
Gleichzeitig entfaltet dieses Vorgehen ei-
nen Abschreckungseffekt und sollte neben 
den harten Empfangsauflagen dazu bei-
tragen, dass Schuldenhilfen nicht leicht-
fertig in Anspruch genommen werden, da 
kommunale Verantwortungsträger die da-
mit verbundene Blöße und schlechte pub-
licity zu vermeiden suchen. Die drohende 
Stigmatisierung in der Öffentlichkeit kann 
somit dazu beitragen, Fehlanreize zu be-
grenzen.         

Bei Vorliegen einer weichen Budget-
beschränkung können zeitlich begrenzte, 
strukturierte bailout-Programme im Falle 
einer richtigen Ausgestaltung auch einen 
ersten Schritt auf dem Pfad hin zu härte-
ren Budgetgrenzen darstellen. Sie bieten 
die Möglichkeit, hierarchische Kontroll-
mechanismen zu intensivieren und insti-
tutionelle Reformen anzustoßen, welche 
erneute Haushaltsnotlagen präventiv ver-
hindern. Allerdings setzt dies eine effekti-
ve Umsetzung des neuen Aufsichtsregimes 
voraus32. Gleichzeitig können sie ein Sig-
nal senden, dass entsprechende Hilfsmaß-

 31 Junkernheinrich 2011, S. 120-121; Baskaran 2017, S. 
210. 

 32 Zu Problemen einer effektiven Umsetzung der 
Haushaltsaufsicht siehe Ebinger et al. 2018 und 
Ebinger/Person/Zabler 2019. 
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»Entsprechende Entschuldungsmaßnahmen 
sollten daher nur selektiv bereitgestellt, als 
einmalige Rettungsmaßnahmen konzipiert 
und an strikte Konsolidierungsauflagen 
gebunden werden, die massive 
Eigenanstrengungen der Nutznießer 
erfordern.«
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»Möglicherweise sind diese temporären 
Einschränkungen der individuellen 
Handlungsfreiheit der Kommunen 
jedoch der notwendige Preis, um 
langfristig finanzielle Handlungsfähigkeit 
zurückzugewinnen, eine unverzichtbare 
Grundlage für eine lebendige kommunale 
Selbstverwaltung.«

nahmen mit schmerzhaften Eingriffen 
verbunden sind, um dadurch einen Ab-
schreckungseffekt zu bewirken und zu sig-
nalisieren, dass das Spiel zukünftig anders 
gespielt wird als in der Vergangenheit.33 

Insbesondere das Fallbeispiel Nieder-
lande hat verdeutlicht, dass ein institutio-
nalisiertes bailout-System mit klar formu-
lierten Anforderungen und Konsequenzen 
durchaus auch langfristig funktionieren 
kann. Möglicherweise funktioniert es so-
gar besser als ein System mit einer offizi-
ellen no-bailout-Klausel. Letztere leiden 
häufig an einem Glaubwürdigkeitspro-
blem. Die relevanten Akteure hegen oft-
mals eine implizite bailout-Erwartung 
und rechnen damit, dass im Fall der Fälle 
die übergeordneten Regierungsinstanzen 
eine Kommune nicht in die Zahlungsun-

fähigkeit rutschen lassen, sondern durch 
diskretionäre Maßnahmen ad hoc auf 
lokale Haushaltskrisen reagieren. Dies 
lädt jedoch förmlich zu fiskalisch unver-
antwortlichen Verhaltensweisen ein, da 
Kommunen nicht nur erwarten, im Falle 
erheblicher Haushaltsprobleme gerettet 
zu werden und damit diese Kosten zumin-
dest teilweise externalisieren zu können, 
sondern auch die Belastungen und Konse-
quenzen eines bailouts für sich selbst un-
terschätzen, mithin darauf setzen, dass die 
Auswirkungen milde sein werden. Im Ge-
gensatz dazu dürfte ein explizites bailout-
System mit klar formulierten, strengen 
Regeln vorzugswürdig sein, da es Fehlein-
schätzungen und Unsicherheiten auf allen 
Seiten vermeidet, die Erwartungshaltun-
gen der Akteure stabilisiert und gleichzei-
tig bei Existenz strikter Empfangsauflagen 
Fehlanreize vermeidet.

Abschließend sind jedoch einige Ein-
schränkungen zu nennen. Erstens sind 
kommunale bailouts kein Allheilmittel für 
die Lösung struktureller Probleme des Ge-
meindefinanzsystems. Zwar kann die Ver-
gabe von Schuldenhilfen und die oftmals 
damit einhergehende Verpflichtung zur 
Ausarbeitung und Umsetzung von Sanie-
rungsplänen dazu beitragen, eine struktu-
relle Haushaltskonsolidierung einzuleiten 
und endogene, durch lokale Fehlentschei-
dungen begründete Ursachen kommuna-
ler Haushaltsprobleme (z.B. suboptimale 
Haushaltsentscheidungen, teure Prestige-
Projekte von zweifelhaftem Nutzen, eine 
unvorsichtige, verschwenderische Budget-
politik im Allgemeinen) zu bekämpfen. 
Sind die Finanzprobleme der Kommunen 

jedoch weitgehend exogen bedingt, kön-
nen Entschuldungsmaßnahmen lediglich 
Zeit kaufen und ein kurzes Strohfeuer 
entfachen; eine umfassende Problemlö-
sung dürften sie nicht bewirken. Hierzu 
wäre eine umfassende Reform des kom-
munalen Finanzsystems erforderlich, von 
der konsequenten Umsetzung des Konne-
xitätsprinzips und dem Verzicht auf Kos-
tenexternalisierungen durch übergeord-
nete Regierungsebenen über die Überprü-
fung der Angemessenheit des KFA bis hin 
zur Zuteilung ergiebiger Steuerquellen.

Zweitens erfordert die Vermeidung von 
moral-hazard-Problemen die Auferlegung 
harter Empfangsauflagen, mithin sogar 
tiefgreifende Eingriffe in die Finanzauto-
nomie bis hin zu ihrer temporären Sus-
pendierung wie dies in den Niederlanden 
geschieht. Dies mag gerechtfertigt erschei-

nen, da entweder auf die Solidarität der 
übrigen kommunalen Familie oder eines 
übergeordneten Verbandes (und letztlich 
der Allgemeinheit der Bürger und Steuer-
zahler) zurückgegriffen wird. Außerdem 
lassen sich entsprechende Interventionen 
gut begründen, wenn die Haushaltskrise 
durch eigene Versäumnisse der Kommune 
ausgelöst wurde. Fragwürdig und proble-
matisch sind sie allerdings im Falle einer 
weitgehend exogenen Verursachung der 
Haushaltsmisere, da dann die Kommune 
kein eigenständiges Verschulden für ihre 
schwierige Haushaltslage trifft. Zudem 
stehen diese Interventionen von außen in 
einem eklatanten Spannungsverhältnis 
zum kommunalen Selbstverwaltungsrecht, 
da dieses durch die externen Eingriffe 
erheblich eingeschränkt werden kann. 
Möglicherweise sind diese temporären 
Einschränkungen der individuellen Hand-
lungsfreiheit der Kommunen jedoch der 
notwendige Preis, um langfristig finanziel-
le Handlungsfähigkeit zurückzugewinnen, 
eine unverzichtbare Grundlage für eine le-
bendige kommunale Selbstverwaltung.
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